GEMEINDE [NAME DER GEMEINDE] 

Gemeindereglement zur Bereitstellung und Subventionierung von familienergänzenden Tagesbetreuungsplätzen
Hinweis: Dieses allgemeinverbindliche Reglement regelt die Beziehungen zwischen der Gemeinde und ihren Bürgerinnen/Bürgern bezüglich Bereitstellung und Subventionierung von familienergänzenden Tagesbetreuungsplätzen. Es muss von der Direktion für Gesundheit und Soziales (GSD) verabschiedet werden.
Dieses Reglement muss dem Preisüberwacher zur Stellungnahme unterbreitet werden (Art. 14 Preisüberwachungsgesetz PüG; SR 942.20).

Dieses Reglement konkretisiert die Anwendung folgender Gesetzesgrundlagen:

- eidgenössische Verordnung vom 19. Oktober 1977 über die Aufnahme von Pflegekindern (PAVO; SR 211.222.338);

- kantonales Gesetz vom 9. Juni 2011 über die familienergänzenden Tagesbetreuungseinrichtungen (FBG; SGF 835.1) und Reglement vom 27. September 2011 über die familienergänzenden Tagesbetreuungseinrichtungen (FBR; SGF 835.11);

- kantonales Jugendgesetz vom 12. Mai 2006 (JuG; SGF 835.5) und Jugendreglement (JuR; SGF 835.51);

- kantonales Gesetz vom 25. September 1980 über die Gemeinden (GG; SGF 140.1);

- kantonales Gesetz vom 22. März 2018 über den Finanzhaushalt der Gemeinden (GFHG; SGF 140.6);

- Ausführungsreglement vom 28. Dezember 1981 zum Gesetz über die Gemeinden (ARGG; SGF 140.11;

- Gesetz vom 23. Mai 1991 über die Verwaltungsrechtspflege (VRG; SGF 150.1);

- Richtlinien der Direktion für Gesundheit und Soziales vom 1. März 2017 über die ausserschulischen Betreuungseinrichtungen;

- Richtlinien der Direktion für Gesundheit und Soziales vom 1. März 2011 über die ausserschulischen Betreuungseinrichtungen.

Die Gemeinde muss vorgängig zum Reglement die Stellungnahme seitens der Preisüberwacherin/des Preisüberwachers einholen (Art. 14 Bundesgesetz über die Preisüberwachung (PüG, SR 942.20). Das Amt für Gemeinden (GemA) schlägt vor, die Konsultation der PÜ parallel zur Vorprüfung bei dem Jugendamt (JA) vorzunehmen. Die Stellungnahme der Preisüberwacherin/des Preisüberwachers hat in jedem Fall zu erfolgen bevor der Reglementsentwurf der Gemeindeversammlung oder dem Generalrat (ihrer Gemeinde) vorgelegt wird.  

Sie finden zusätzliche Informationen betreffend das Preisüberwachungsverfahren in Info’GemA 23/2021 und Anhang 3.

[Die Gemeindeversammlung] [der Generalrat]

gestützt auf:

Artikel 6 und 11 des Gesetzes vom 9. Juni 2011 über die familienergänzenden Tagesbetreuungseinrichtungen (FBG);

verabschiedet die folgenden Bestimmungen:

Artikel 1 – Zweck

1 Dieses Reglement regelt die Bereitstellung einer ausreichenden Anzahl Plätze in den vorschulischen und ausserschulische Betreuungsrichtlinien und gewährleistet ihre Subventionierung.

2 Die Gemeinde ermöglicht den Familien die Vereinbarkeit des Familien- und Berufslebens.

Artikel 2 – Angebot an Betreuungsplätzen

1 Die Gemeinde [schafft eine ausserschulische Betreuungseinrichtung basierend auf dem Gemeindereglement über die ausserschulische Betreuung (ASB) vom [DATUM REGLEMENT ASB]/hat eine ausserschulische Betreuung basierend auf dem Gemeindereglement über die ausserschulische Betreuung (ASB) vom [DATUM REGLEMENT geschaffen / [schafft eine Krippe basierend auf dem Gemeindereglement über die vorschulische Betreuung vom [DATUM REGLEMENT]/hat eine Krippe basierend auf dem Gemeindereglement über die vorschulische Betreuung vom [DATUM REGLEMENT geschaffen / ODER schliesst eine Vereinbarung mit der privaten Krippe [NAME PRIVATE KRIPPE] / hat eine Vereinbarung mit der privaten Krippe [NAME PRIVATE KRIPPE] abgeschlossen und am [DATUM VEREINBARUNG] eine Vereinbarung mit dem Tageselternverein (Tageseltern) [NAME VEREIN] / und schliesst am [DATUM VEREINBARUNG] eine Vereinbarung mit dem Tageselternverein (Tageseltern) [NAME VEREIN] ab.

2 Die Gemeinde kann zudem individuelle Vereinbarungen mit privaten oder kommunalen familienergänzenden Tagesbetreuungseinrichtungen abschliessen.

3 Im Sinne dieses Reglements gelten als vorschulische und ausserschulische Betreuungseinrichtungen die Strukturen, die von der Direktion für Gesundheit und Soziales in den Richtlinien für vorschulische und ausserschulische Betreuungseinrichtungen beschlossen wurden.

Artikel 3 – Beiträge

1 Die Tarife der privaten familienergänzenden Tagesbetreuungseinrichtungen, mit denen die Gemeinde Vereinbarungen abgeschlossen hat, sind für die Eltern finanziell tragbar.

2 Der Gemeindebeitrag berücksichtigt [ANZAHL STUFEN] Stufen und erlaubt die Degression der Tarife durch progressive/lineare/exponentielle Tarifbeiträge.

3 Bei der Berechnung der Beiträge wird ein Geschwisterrabatt berücksichtigt.

4 Die Gemeinde subventioniert die Einrichtungen wie folgt:

	Beitragsstufen 
	Jahresgesamteinkommen 
	Höhe des Gemeindebeitrags in %

	0
	0.00 – 40 000
	…

	…
	…
	…

	…
	80 000
	…

	…
	…
	…

	…
	120 000
	…

	…
	…
	…

	…
	… - 150 000
	…


Hinweis: Die Gemeinden müssen eine ausreichende Anzahl Betreuungsplätze subventionieren, damit sich die Eltern entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit an den Kosten beteiligen können (Art. 8 FBG). Für die Berücksichtigung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit wird den Gemeinden empfohlen, ihre Beiträge an rund 30 Einkommensstufen anzupassen (Art. 9 FBG). Die Gemeinde wählt ihre Beitragspolitik; die Degression kann linear, progressiv oder exponentiell sein. Dennoch erwähnt das kantonale Bezugssystem, dass die Tarife für die Eltern die beiden im Bezugssystem erwähnten Wendepunkte berücksichtigen müssen.
Artikel 4 – Höhe der Tarife

1 Die Tarife sind degressiv und kostendeckend, nach Abzug der im FBG erwähnten Beiträge (kostendeckender Nettopreis).

2 Der Höchsttarif der Krippe übersteigt nicht den kostendeckenden Nettopreis pro Tag und beträgt maximal [BETRAG]. Der Höchsttarif bei Betreuung durch Tageseltern übersteigt nicht den kostendeckenden Nettopreis pro Stunde und beträgt maximal [BETRAG]. Gemäss FBG wird ein Mindestpreis festgelegt.

Hinweis: Um die Einführung von degressiven und finanziell tragbaren Beitragsskalen zu ermöglichen (Art. 11 FBG), empfehlen wir den Gemeinden eine Marge der anrechenbaren Nettoeinkommen zwischen 40 000 und 150 000 Franken, ausserhalb der ein Mindest- und Höchsttarif anzuwenden ist (maximal kostendeckend).
Artikel 5 – Berechnung des anrechenbaren Einkommens

1 Die Berechnung des anrechenbaren Einkommens, auf Grundlage dessen die Subvention festgelegt wird, wird gemäss Artikel 12 Abs. 2 FBG und entsprechend den Modalitäten in Kapitel «anrechenbares Einkommen» des Dokuments «Bezugssystem FBG», erstellt von der Direktion für Gesundheit und Soziales, berechnet.

2 Für die Festlegung des Elterneinkommens stützen sich die Tarife anfänglich auf die letzte Steuerveranlagung.

3 Für Arbeitnehmende, Pensionierte oder Selbstständigerwerbende basiert das anrechenbare Einkommen auf dem Nettojahreseinkommen gemäss der letzten Steuerveranlagung (Code 4.910), zuzüglich:

a. die Prämien an die Kranken- und Unfallversicherung (Code 4.110);

b. die übrigen Prämien und Beiträge (Code 4.120);

c. den Einkauf von Beitragsjahren (Code 4.140);

d. die privaten Schuldzinsen und Privatschulden, soweit sie 30 000 Franken übersteigen (Code 4.210);

e. Unterhaltskosten für private Liegenschaften, soweit sie 15 000 Franken übersteigen (Code 4.310);

f. 5 % des steuerbaren Vermögens (Code 7.910).

4 Für quellensteuerpflichtige Personen ergibt sich das anrechenbare Einkommen aus der Summe von:

g. 80 % des steuerbaren Bruttoeinkommens;

h. 5 % des steuerbaren Vermögens aufgrund der verfügbaren Steuerdaten.
Hinweis: Zur Berechnung des anrechenbaren Einkommens werden nicht nur die Einkommen der Familie berücksichtigt, sondern auch ihre Ausgaben. Das Freiburger Kantonsgericht hat bestätigt, dass aus Gründen der Gleichbehandlung und in Erwägung, dass der Begriff der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Familie das zentrale Element bei der Subventionierung von familienergänzenden Tagesbetreuungseinrichtungen ist, die Gemeinden den Begriff der finanziellen Tragbarkeit der Tarife nicht beliebig anpassen können. Sie sollen eine einheitliche Methode anwenden. Dafür hat die Direktion für Gesundheit und Soziales ein Bezugssystem veröffentlicht. Auch wenn jede Gemeinde die Subvention im Anschluss eigenständig anpassen kann, so kann sie hingegen die Berechnungsart des anrechenbaren Einkommens nicht in Frage stellen (s. Urteil KG 601 2016 154 vom 21. April 2017, Erw. 4).
Artikel 6 – Anrechenbare Einkommen

1 Die Regeln zur Bestimmung des anrechenbaren Einkommens sind unabhängig des Zivilstands der Eltern (gesetzliche Vertreter in Ehe, im Konkubinat oder in eingetragener Partnerschaft) anwendbar.

2 Lebt ein Elternteil im Konkubinat (Wirtschafts-, Tisch- und Bettgemeinschaft) oder in eheähnlicher Beziehung mit einer Person, die nicht Elternteil des betreuten Kindes ist, muss er die Einkommen der Partnerin oder des Partners ebenfalls ausweisen; diese werden bei der Berechnung des anrechenbaren Einkommens berücksichtigt.

3 Lebt ein Elternteil in Wohngemeinschaft (Wirtschafts-, Tisch- und Bettgemeinschaft) mit einer Person, die nicht Elternteil des betreuten Kindes ist, wird lediglich das Einkommen des Elternteils berücksichtigt, sofern der Nachweis erbracht wird, dass der/die Mitbewohner/in-Lebenspartner/in den Elternteil des Kindes in keiner Weise finanziell unterstützt. In diesen Fällen werden dem Einkommen des Elternteils die aus dieser Mitbewohnerschaft entstandenen, jährlichen Kosteneinsparungen angerechnet, soll heissen die Hälfte der Miet- und Nebenkosten (Wirtschaftsgemeinschaft) sowie die Differenz zwischen Existenzminimum der Einelternfamilie und der erweiterten Familie samt Mitbewohner/in-Lebenspartner/in (Tischgemeinschaft) gemäss den festgelegten Beträgen in den Richtlinien zur Berechnung des betreibungsrechtlichen Existenzminimums.

Artikel 7 – Vorgehen für Beitragsgesuche

1 Die Eltern beantragen die Beiträge bei der Betreuungseinrichtung, welche ihnen dieses Reglement und das Gesuchsformular zur Festlegung des Beitrags abgibt. Das Gesuchsformular zur Festlegung des Beitrags muss von den Eltern ergänzt und der Betreuungseinrichtung mit sämtlichen im Formular aufgelisteten Nachweisen retourniert werden.

2 [Die Einrichtung] ODER [Die Gemeinde] berechnet das anrechenbare Einkommen gemäss Artikel 6 und 7.
3 Nach Eingang des vollständigen Dossiers wird das Beitragsgesuch durch die Gemeinde analysiert und validiert.

4 Der Beitrag gilt ab dem 1. Tag des Monats des tatsächlichen Eintritts des Kindes in die Betreuungseinrichtung, frühestens jedoch am Datum des Eingangs des vollständigen Dossiers bei der Gemeinde.

5 Der Gemeindebeitrag wird direkt den Betreuungseinrichtungen überwiesen. Sie ziehen den Betrag von den Eltern fakturierten Leistungen ab.

Artikel 8 – Anmeldegebühr

Pro Anmeldung wird eine einmalige Anmeldegebühr von 
Artikel 9 – Öffnungszeiten der Einrichtung

1 Die Einrichtung ist ... Wochen pro Jahr geöffnet. Ferienöffnungszeiten präzisieren.

2 Die Einrichtung ist montags bis freitags ab … Uhr bis … Uhr geöffnet.

Artikel 10 – Zuständigkeiten

Der Gemeinderat ist für die Anwendung des Gesetzes und dieses Reglements zuständig. Er schliesst Vereinbarungen mit den Betreuungseinrichtungen ab.

Artikel 11 – Inkrafttreten

Dieses Reglement tritt bei Genehmigung durch die Direktion für Gesundheit und Soziales in Kraft.

Beschlossen von der Gemeindeversammlung/vom Generalrat der Gemeinde ....

	Der/die Sekretär/in:
	Der/die Präsident/in:

	
	


............, den 
Genehmigt von der Direktion für Gesundheit und Soziales

Freiburg, 
Der Staatsrat/Direktor 

Philippe Demierre
